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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über die Finanzierung von Werbe- 
maßnahmen für lebende Pflanzen und Waren des Blumen- 
handels. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 22. Sep- 
tember 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Finanzierung von Werbemaßnahmen für lebende 
Pflanzen und Waren des Blumenhandels 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 41 des Vertrages sieht vor, daß im Rah- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik gemeinsame 
Maßnahmen zur Förderung des Verbrauchs be- 
stimmter Erzeugnisse getroffen werden können. 

Die Erzeugung von lebenden Pflanzen und Waren 
des Blumenhandels nimmt in der Landwirtschaft der 
Gemeinschaft einen wichtigen Platz ein. 

Einige Mitgliedstaaten finanzieren seit Jahren 
Werbemaßnahmen zur Förderung des Verbrauchs 
der betreffenden Erzeugnisse. Die in den Mitglied- 
staaten gewonnene Erfahrung zeigt, daß diese Maß- 
nahmen sich günstig auf die Förderung des Ver- 
kaufs dieser Erzeugnisse auswirken. Die Anwen- 
dung dieser Maßnahmen sollte daher auf die ganze 
Gemeinschaft ausgedehnt werden. 

Im Hinblick auf die Harmonisierung der in jedem 
Mitgliedstaate durchzuführenden Maßnahmen ist es 
angezeigt, die Schaffung von einzelstaatlichen Wer- 
befonds vorzusehen und die Struktur und die Ar- 
beitsweise dieser Fonds festzulegen. 

Um der Tätigkeit der Fonds eine größere Wirk- 
samkeit zu sichern, muß dieser Fonds durch eine 
Zentralstelle verwaltet werden, in der alle betroffe- 
nen Berufskreise vertreten sind - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie bezieht sich auf Blumenzwiebeln, 
Schnittblumen, Schnittgrün nicht verholzender Arten 
und lebende Pflanzen - mit Ausnahme von Reben, 
Obstbäumen und Baumschulerzeugnissen, die der 
Holzgewinnung dienen. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie sind: 

A. Erzeugerbetriebe, 

Betriebe, die die in Artikel 1 genannten Erzeug- 
nisse zum Zwecke des Verkaufs produzieren. 


i B. Großhandelsfirmen, 

Firmen, welche die in Artikel 1 genannten Er- 
zeugnisse zum Zwecke des Gewinns aufkaufen 
und an Handelsfirmen - aber nicht an Endver- 
braucher - Weiterverkäufen, 

C. Einzelhandelsfirmen, 

Firmen, welche die in Artikel 1 genannten Er- 
zeugnisse an Endverbraucher verkaufen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß die Unter- 
nehmen mit Ausnahme derjenigen, deren Jahres- 
umsatz unter 2.500 Rechnungseinheiten liegt, an den 
in Artikel 4 bezeichneten Fonds alljährlich folgen- 
den Betrag abführen: 

- 0,15 °/o ihres Jahresumsatzes der in Artikel 1 ge- 
nannten Erzeugnisse, wenn es sich um in Artikel 2 
Buchstabe A genannte Unternehmen handelt; 

- 0,10% des Jahresumsatzes der in Artikel 1 ge- 
nannten Erzeugnisse, wenn es sich um in Artikel 2 
Buchstaben B und C genannte Unternehmen han- 
delt. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission nach 
dem in Artikel 43 Absatz 2 des Vertrages vorge- 
sehenen Verfahren beschließend im ersten der im 
vorigen Absatz vorgesehenen Fälle den Prozentsatz 
auf 0,3 v. H. erhöhen und im zweiten Falle auf 

0. 2. v. H. 

Artikel 4 

1. Jeder Mitgliedstaat beauftragt ein Gremium mit 
der Gründung der zentralen Verwaltung eines 
Werbefonds. Diese zentrale Verwaltung setzt sich 
aus Vertretern aller betroffenen Berufsorganisatio- 
nen zusammen. 

2. Der Werbefonds muß folgende Abteilungen um- 
fassen: 

a) allgemeine Werbung, 

b) Schnittblumen, Topfpflanzen und Schnittgrün, 

c) Baumschulerzeugnisse, 

d) Blumenzwiebeln. 

Artikel 5 

Jeder Mitgliedstaat schreibt vor, daß die zentrale 
Verwaltung folgende Aufgaben zu erfüllen hat: 

- Zuweisung der in Artikel 3 genannten Beiträge 
an die einzelnen Abteilungen des Fonds 
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Finanzierung der allgemeinen Werbemaßnahmen 
in der Gemeinschaft 

- Finanzierung der Werbemaßnahmen zugunsten 
bestimmter Erzeugnisse oder Erzeugnisgruppen 
in der Gemeinschaft. 

Artikel 6 

1. Die Verwendung des Gesamtbetrages der Ab- 
gabe gemäß Artikel 3 muß nach Abzug der Ver- 
waltungskosten gestatten, daß 10 v. H. der Beträge 
der „allgemeinen Werbung“ zugewendet werden, 
während die restlichen 90 v. H. den anderen in 
Artikel 4 genannten Abteilungen zufließen in dem 
gleichen Verhältnis, wie die Beträge von dieser 
Abteilung aufgebracht werden. 

2. Die Werbeaktionen dürfen weder einen Hinweis 
auf die in Artikel 2 bezeichneten Unternehmen noch 
auf die Ursprungsländer enthalten. 

Artikel 7 

Die von den Mitgliedstaaten getroffenen Maßnah- 
men müssen für die zentrale Verwaltung jedes 
Werbefonds mit der Verpflichtung verbunden sein, 
für jedes Rechnungsjahr eine Bilanz der Einnahmen 
und der Ausgaben für die Werbemaßnahmen zu 
erstellen. 


Am Ende jedes Rechnungsjahres teilt jeder Mit- 
gliedstaat der Kommission und den anderen Mit- 
gliedstaaten die Kosten der von den Werbefonds 
finanzierten Werbemaßnahmen mit. Nach Erhalt 
dieser Informationen übermittelt die Kommission 
den Mitgliedstaaten einen Bericht über die Gesamt- 
heit der im abgelaufenen Jahr in der Gemeinschaft 
finanzierten Maßnahmen. 

Artikel 8 

Die in Artikel 3 genannte Abgabe darf weder 
Gegenstand einer Rückvergütung bei Ausfuhren in 
andere Mitgliedstaaten, noch einer Ausgleichs- 
abgabe bei Einfuhren aus anderen Mitgliedstaaten 
sein. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um dieser Richtlinie spätestens 
bis 1. Januar 1971 nachzukommen und unterrichten 
die Kommission unverzüglich davon. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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